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VereinsG 1951; zum Inhalt des (1 24 über die Vereinsauf lösung; 
kein zureichender Grund (Presseordnungsdelikte kurz vor der 

Auflösung) 

Erk. v. 23. Juni 1977, B 209/76 

Der Bescheid wird aufgehoben. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Der nach dem VereinsG 1951 (VG) gebildete Verein „Deutsches 
Kulturwerk Europäischen Geistes", der seinen letzten Rechtsbestand auf 
den Bescheid des BM für Inneres vom 29. April 1963 gegründet hatte, 
wurde mit Bescheid desselben BM vom 5. Mai 1936 gemäß (J 24 VG 
behördlich aufgelöst. 

Der Bescheid wurde im wesentlichen damit begründet, daß die 
Präsidentin des Vereines, die gemäß (J 12 der Vereinsstatuten den Verein 
nach außen vertritt, vom Bezirksgericht Graz wie folgt verurteilt wurde: 

„1. Mit Strafverfügung vom 10. Feber 1976, GZ 4 U 1167/35, gemäß f) 19 und 
22 (20 Abs. 1) des Pressegesetzes wegen 

a) Nichterstattung der Anzeige über die Herausgabe der periodischen 
Druckschrift, Das Deutsche Kulturwerk — Mitteilungen', 

b) Nichtvorlage der Folge 2/35 dieses Druckwerkes zu je 3 Tagsätzen a 200 S, 
insgesamt zu 1200 S, im Uneinbringlichkeitsfall zu je 1'/~ Tagen Ersatzfreiheits- 
strafe, 

2. Mit Strafverfügung vom 9. April 1976, GZ 4 U 311/36, gemäß gg 22 (20 
Abs. 1) des Pressegesetzes wegen 

a) Nichtablieferung der Folge 3/75 und 
b) Nichtablieferung der Folge 4/75 des periodischen Druckwerkes, Das 

Deutsche Kulturwerk — Mitteilungen' zu je 4 Tagsätzen a 200 S, insgesamt zu 
1600 S, im Uneinbringlichkeitsfall zu je 1'/z Tagen Ersatzfreiheitsstrafe. " 

Die bei. Beh. führt hiezu aus: 
„Die Strafverfügung vom 10. Feber 1976 ist bereits rechtskräftig geworden. 

Diese strafgerichtlichen Verurteilungen erfolgten, weil die Vereinspräsidentin es 
unterlassen hatte, einerseits die Herausgabe der bezeichneten periodischen 
Druckschrift durch den Verein, Deutsches Kulturwerk Europäischen Geistes' nach 
der Vorschrift des Pressegesetzes der zuständigen Behörde anzuzeigen und 
andererseits von drei Nummern dieses Druckwerkes die vorgeschriebenen 
Pflichtstücke abzuliefern. Die Vorlage von Pflichtstücken wurde auch dann noch 
unterlassen, als die (nach den Angaben im Impressum der Druckschrift und nach 
ihrer persönlichen Aussage bei der Bundespolizeidirektion Graz auch für den 
Inhalt dieser Vereinszeitschrift verantwortliche) Vereinspräsidentin von Organen 
der Bundespolizeidirektion Graz bereits zu wiederholten Malen mit Nachdruck 
auf diese preßgesetzliche Verpflichtung aufmerksam gemacht worden war. " 

Die bei. Beh. vertrat die Ansicht, daß diese strafbaren Handlungen 
dem Verein zuzurechnen seien. Das Setzen strafbarer Handlungen bei 
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Ausübung der Vereinstätigkeit stelle in jedem Fall eine Überschreitung 
des statutenmäßigen Wirkungskreises des Vereines dar. Überdies 
entspreche der Verein nicht mehr den Bedingungen seines rechtlichen 
Bestandes, weil sowohl die Bildung als auch die Tätigkeit des Vereines 
nur unter der Bedingung der Beachtung aller Rechtsvorschriften zulässig 
sei. 

2. Gegen diesen Bescheid wendet sich die vorliegende, auf Art. 144 
B-VG gestützte, an den VfGH gerichtete Beschwerde, in der die 
Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf 
Vereinsfreiheit behauptet wird. 

II. Der VfGH hat erwogen: 
1. Nach rechtskräftiger Auflösung eines Vereines sind die 

Vereinsmitglieder Träger der Vereinsfreiheit. Sie sind es, die eine 
Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf 
Vereinsfreiheit geltend machen können (vgl. die ständige Judikatur des 
VfGH, z. B. Slg. 6883/1972). 

Die Bf. war im Zeitpunkt der Auflösung des Vereines dessen Mitglied 
(Präsidentin). Ihre Legitimation zur Beschwerdeführung ist gegeben. 

Die Beschwerde ist zulässig. 

2. a) Der Bescheid ist materiell auf tj 24 VG gestützt. Diese 
Gesetzesbestimmung lautet; 

„Jeder Verein kann aufgelöst werden, wenn von ihm Beschlüsse gefaßt oder 
Erlässe ausgefertigt werden, welche den Bestimmungen des g 20 dieses Gesetzes 
zuwiderlaufen, wenn er seinen statutenmäßigen Wirkungskreis überschreitet oder 
überhaupt den Bedingungen seines rechtlichen Bestandes nicht mehr entspricht. " 

b) Diese Gesetzesbestimmung bringt zum Ausdruck, daß die Behörde 
nicht in jedem Fall, in dem eine der im fj 24 VG aufgezählten 
Voraussetzungen zutrifft, den Verein auflösen darf, daß sie aber auch 
nicht in jedem derartigen Fall den Verein auflösen muß. Das im 
jeweiligen Fall rechtmäßige Verhalten der Behörde ist vor dem 
Hintergrund der Vereinsfreiheit zu beurteilen. Dieses Grundrecht ist in 
mehreren auf Verfassungsstufe stehenden Rechtsvorschriften verankert, 
insbesondere durch Art. 12 StGG, durch Punkt 3 des Beschlusses der 
Provisorischen Nationalversammlung vom 30. Oktober 1918, StGBI. 3, 
und durch Art. 11 MRK. 

Vor allem Art. 11 Abs. 2 MRK bietet eine Richtlinie, in welchen 
Fällen die Behörde einen Verein auflösen darf und muß. Danach darf die 
Ausübung des Rechtes aller Menschen, sich frei mit anderen 
zusammenzuschließen, keinen anderen als den vom Gesetz vorgesehe- 
nen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen 
Gesellschaft im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der 
Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des 
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Schutzes der Gesundheit und der Moral oder des Schutzes der Rechte 
und Freiheiten anderer notwendig sind. 

Eines der wesentlichsten Elemente des erwähnten Grundrechtes ist 
das Recht des Vereines auf seinen Bestand, also darauf, daß die 
Rechtspersönlichkeit des Vereines nicht gegen den Willen seiner Organe 
vernichtet wird. 

Für eine behördliche Vereinsauf lösung muß also ein zureichender 
Grund i. S. der vorstehenden Ausführungen vorhanden sein. 

c) Im vorliegenden Fall war ein solcher zureichender Grund nicht 
gegeben: 

Das dem Verein zuzurechnende strafbare Verhalten (Begehen von 
Presseordnungsdelikten bei Herausgabe der Vereinszeitschrift) erfor- 
derte unter den gegebenen Umständen (noch) nicht die behördliche 
Auflösung des Vereines. Die oben unter I. 1. erwähnten zwei 
Gerichtsstrafen wurden erst kurz vor der Vereinsauf lösung ausgespro- 
chen. Die Behörde könnte nicht von vornherein und sofort annehmen, 
daß der Verein trotz dieser Strafen weiterhin die sich aus dem PresseG 
ergebenden Pflichten mißachten werde. Es ist nicht erkennbar, wodurch 
das öffentliche Interesse allein durch die geschilderten Verletzungen 
formaler Pflichten gefährdet gewesen wäre, wenn der Verein weiterhin 
bestanden hätte und vorerst nicht aufgelöst worden wäre. 

Die bei. Beh. hat somit den Verein entgegen den Bestimmungen des 
VereinsG aufgelöst; die Bf. ist im verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Recht auf Vereinsfreiheit verletzt (vgl. z. B. Slg. 4490/1963). 

Der Bescheid war daher als verfassungswidrig aufzuheben. 
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UStG 1972„keine Bedenken gegen ) 29 Abs. 12 
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Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidnngsgründe: 

I. Die bf. Gesellschaft hat 1972 mit der Errichtung eines 
Fabriksgebäudes begonnen und dieses 1973 fertiggestellt. Von den 
Herstellungskosten des Jahres 1972 im Betrag von 6 262 579 S wurden 
gemäß ) 6 c EStG 1967 1 565 645 S vorzeitig abgeschrieben, so daß in der 
Bilanz zum 31. Dezember 1972 ein Wert von 4 696 934 S zu Buche stand. 
Von diesem Wert ging das Finanzamt bei der Bemessung der 


